
 

Antrag  Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk) 

05/SVV/0241 

 
 öffentlich 
Betreff: 
Straßenreinigungsgebühren der Schlösserstiftung 

 Erstellungsdatum 18.03.2005 

 Eingang 902:  

Einreicher: BürgerBündnis   
 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium 
 

  

06.04.2005 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam 

 
 

  

 

Beschlussvorschlag:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird aufgefordert sich, im Falle einer Sonderbehandlung der Stiftung 
Preußische Schlösser und Gärten in bezug auf die Straßenreinigungsgebühren (d.h. bei einer 
Abweichung von der, in der Satzung festgelegten 25%-igen Kostenübernahme durch die Stadt) die 
Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung einzuholen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadtverordnete Ute Bankwitz 
  Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen  

auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Entscheidungsergebnis:  

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
 
Begründung:  
 
Die Schlösserstiftung muss im Zuge der neuen Straße nreinigungsgebührensatzung mit einer 
Mehrbelastung von 200.000 Euro rechnen. Dagegen leg te die Stiftung Widerspruch ein. Wie 
ihre Pressesprecherin betont, sei es das Ziel der S tiftung, dass die Stadt deutlich mehr als die 
laut Satzung vorgesehenen 25 Prozent der Kosten trägt .  
Als Begründung diene das besonders hohe öffentliche  Interesse, da die Sauberhaltung der 
betreffenden Strassen nicht allein für die Potsdame r, sondern zugleich für die Tausenden in- 
und ausländischen Touristen gewährleistet werden mü sse. 
Die durch die Satzung mit der Stadt Potsdam vereinba rte 25%-ige Kostenübernahme durch die 
Stadt spiegelt dieses öffentliche Interesse bereits  ausreichend wider.  
Eine noch höhere Kostenübernahme durch die Stadt is t bei der momentanen Haushaltslage 
nicht ratsam.   
 
 
 
 


